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§ 20. Scheinwerfer, Leuchten, Rückstrahler und Lichtfarben für besondere Zwecke 

(1) Außer den im § 14 Abs. 1 bis 7 und in den §§ 17 bis 19 angeführten Scheinwerfern, Leuchten 
und Rückstrahlern dürfen ohne Bewilligung gemäß Abs. 4 an Kraftfahrzeugen und Anhängern nur 
angebracht werden: 

 a) Leuchten für die Beleuchtung des Wageninneren, der dem Betrieb dienenden Kontrollgeräte, der 
Zeichen für Platzkraftwagen (Taxi-Fahrzeuge), der Fahrpreisanzeiger und von Zeichen für die im 
Abs. 5 lit. d und e angeführten Fahrzeuge von ärztlichen Bereitschaftsdiensten oder Ärzten; 

 b) Freizeichen, Linienzeichen, Zielschilder und dergleichen, Parkleuchten sowie Leuchten oder 
Rückstrahler, mit denen rotes oder gelbrotes Licht aus- oder rückgestrahlt werden kann und mit 
denen die Lage einer geöffneten Fahrzeugtüre angezeigt werden kann, und Leuchten und 
Rückstrahler, deren Anbringen gemäß § 33 Abs. 1 nicht angezeigt werden muß; 

 c) Nebelscheinwerfer, Suchscheinwerfer, Rückfahrscheinwerfer, Arbeitsscheinwerfer, 
Nebelschlußleuchten und Seitenleuchten; 

 d) bei Fahrzeugen, die zur Verwendung im Bereich des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder der 
Militärstreife bestimmt sind, bei Feuerwehrfahrzeugen und Fahrzeugen des Rettungsdienstes im 
Besitz von Gebietskörperschaften oder der österreichischen Gesellschaft vom Roten Kreuz sowie 
bei Fahrzeugen der Post- und Telegraphenverwaltung, die für die Entstörung von Richtfunk- und 
Koaxialkabelanlagen bestimmt sind, Scheinwerfer und Warnleuchten mit blauem Licht; 

 e) bei Fahrzeugen, die ausschließlich oder vorwiegend zur Verwendung im Bereich des 
Straßendienstes im Sinne des § 27 Abs. 1 der StVO. 1960 bestimmt und zur Verrichtung von 
Streu- oder Schneeräumarbeiten besonders gebaut oder ausgerüstet sind und deren äußerste 
Punkte durch Flaggen erkennbar gemacht werden, je ein quer zur Fahrtrichtung wirkender 
Scheinwerfer, mit dem zur Beleuchtung dieser Flaggen weißes Licht ausgestrahlt werden kann; 

 f) Warnleuchten mit gelbrotem Licht. 

(2) Nebelscheinwerfer müssen so angebracht sein, daß ihre Lichtaustrittsfläche nicht höher liegt als 
der höchste Punkt der Lichtaustrittsfläche der Scheinwerfer, mit denen Abblendlicht ausgestrahlt werden 
kann. Sie müssen, außer bei Motorrädern mit Beiwagen, symmetrisch zur Längsmittelebene des 
Fahrzeuges angebracht sein. An einspurigen Kraftfahrzeugen, Motorrädern mit Beiwagen sowie an 
mehrspurigen Motorfahrrädern und Motordreirädern, deren größte Breite 130 cm nicht überschreitet, darf 
nur ein Nebelscheinwerfer angebracht sein. An allen übrigen mehrspurigen Kraftfahrzeugen dürfen nur 
zwei Nebelscheinwerfer angebracht sein. Mit Rückfahrscheinwerfern muß weißes oder gelbes Licht 
ausgestrahlt werden können; sie müssen so beschaffen sein, daß mit ihnen andere Straßenbenützer nicht 
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geblendet werden können und nur Licht ausgestrahlt werden kann, wenn die Vorrichtung zum 
Rückwärtsfahren eingeschaltet ist. Mit Nebelschlußleuchten darf nur rotes Licht ausgestrahlt werden 
können. Nebelschlußleuchten dürfen nur an mehrspurigen Fahrzeugen angebracht sein; dies gilt nicht für 
mehrspurige Motorfahrräder, Motorräder mit Beiwagen und für Motordreiräder, deren größte Breite 1 m 
nicht überschreitet. Sie dürfen nur hinten am Fahrzeug angebracht sein. Werden zwei 
Nebelschlußleuchten angebracht, so müssen sie symmetrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeuges 
liegen; wird eine Nebelschlußleuchte angebracht, so muß sie links von dieser Ebene liegen. Das 
Anbringen von mehr als zwei Nebelschlußleuchten ist unzulässig. Der Lenker muß von seinem Platz aus 
erkennen können, daß die Nebelschlußleuchten eingeschaltet sind. 

(3) Mit Parkleuchten dürfen nur Personenkraftwagen sowie Fahrzeuge, die nicht länger als 6 m und 
nicht breiter als 2 m sind, ausgerüstet sein. Parkleuchten müssen so beschaffen und angebracht sein, daß 
mit ihnen während des Parkens bei Dunkelheit und klarem Wetter nach vorne und nach hinten anderen 
Straßenbenützern das Fahrzeug auf mindestens 50 m erkennbar gemacht werden kann. Mit Parkleuchten 
darf nach vorne nur gelbrotes, gelbes oder weißes und nach hinten nur gelbrotes oder rotes Licht 
ausgestrahlt werden können. 

(4) Andere als die im § 14 Abs. 1 bis 7, in den §§ 17 bis 19 und in den Abs. 1 bis 3 angeführten 
Scheinwerfer, Leuchten und Rückstrahler oder andere Lichtfarben dürfen nur mit Bewilligung des 
Landeshauptmannes an Kraftfahrzeugen und Anhängern angebracht werden und nur, wenn der 
Antragsteller hiefür einen dringenden beruflichen oder wirtschaftlichen Bedarf glaubhaft macht. Diese 
Bewilligung ist nach Maßgabe der Bestimmungen der Abs. 5 bis 7 zu erteilen, wenn die Verkehrs- und 
Betriebssicherheit dadurch nicht beeinträchtigt wird. Sie erlischt, wenn das Fahrzeug nicht mehr für die 
im Bewilligungsbescheid angeführte besondere Verwendung bestimmt ist. 

(5) Scheinwerfer und Warnleuchten mit blauem Licht dürfen bei nicht unter Abs. 1 lit. d fallenden 
Fahrzeugen nur bewilligt werden, wenn ihre Verwendung im öffentlichen Interesse gelegen ist und 
dagegen vom Standpunkt der Verkehrs- und Betriebssicherheit keine Bedenken bestehen und nur für 
Fahrzeuge, die zur Verwendung bestimmt sind: 

 a) ausschließlich oder vorwiegend für Feuerwehren, 

 b) für den öffentlichen Hilfsdienst, 

 c) für den Rettungsdienst, 

 d) für den ärztlichen Bereitschaftsdienst von Gebietskörperschaften, Ärztekammern oder 
Sozialversicherungsträgern, 

 e) für die Leistung dringender ärztlicher Hilfe durch Ärzte in verkehrsreichen Gebieten, in denen 
kein mit einem Arzt besetzter Rettungsdienst und kein ärztlicher Bereitschaftsdienst gemäß lit. d 
zur Verfügung stehen; vor der Entscheidung über einen Antrag auf Erteilung der Bewilligung ist 
eine Stellungnahme der Ärztekammer zur Frage der Notwendigkeit der Erteilung dieser 
Bewilligung einzuholen oder 

 f) für die Leistung dringender Hilfsdienste im Zusammenwirken mit Feuerwehren oder öffentlichen 
Hilfsdiensten bei Verkehrsunfällen, an denen Fahrzeuge zur Beförderung gefährlicher Güter 
beteiligt sind. 

(6) (Anm.: Aufgehoben durch Art. I Z 75 BG, BGBl. Nr. 615/1977.) 

(7) Die in den Abs. 1 bis 5 angeführten Scheinwerfer, Leuchten und Rückstrahler dürfen nicht 
blenden; sie dürfen die Wirkung der vorgeschriebenen Scheinwerfer, Leuchten und Rückstrahler nicht 
beeinträchtigen. Nach vorne darf, außer mit fluoreszierenden Farben bei für Feuerwehren verwendeten 
Fahrzeugen, nie rotes Licht, nach hinten, außer bei Rückfahrscheinwerfern, rückstrahlenden 
Kennzeichentafeln und Zeichen für Platzkraftwagen, (Taxi-Fahrzeuge), nie weißes oder gelbes Licht aus- 
oder rückgestrahlt werden können; dies gilt jedoch nicht für die Kenntlichmachung von Fahrzeugen des 
Straßendienstes, von Fahrzeugen, deren größte Länge oder größte Breite die im § 4 Abs. 6 Z 2 und 3 
festgesetzten Höchstgrenzen überschreitet, oder von über das Fahrzeug hinausragenden Ladungsteilen 
oder Geräten mit fluoreszierenden Farben oder rückstrahlendem Material. Leuchten mit Blinklicht sind 
ausschließlich bei Fahrtrichtungsanzeigern (§ 19) oder als Warnleuchten, Leuchten mit Drehlicht 
ausschließlich als Warnleuchten zulässig. Leuchten mit Drehlicht sind Leuchten, bei denen die die 
Richtung der Lichtaussendung bestimmenden Teile rotieren. Blaues Licht darf außer mit den im Abs. 1 
lit. d und Abs. 5 angeführten Scheinwerfern und Warnleuchten nicht aus- oder rückgestrahlt werden. 
Wenn Bedenken bestehen, ob die Scheinwerfer, Leuchten und Rückstrahler oder ihre Anbringung den 
Vorschriften entsprechen, hat die Behörde hierüber ein Gutachten eines gemäß § 125 bestellten 
Sachverständigen oder der Bundesprüfanstalt für Kraftfahrzeuge einzuholen. 
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(8) Das Anbringen von über die ganze Hinterseite oder über die ganze Seitenwand verlaufenden 
waagrechten Streifen aus rot fluoreszierendem oder rot rückstrahlendem Material von mehr als 100 mm 
Höhe an anderen als Fahrzeugen, die zur Verwendung im Bereich des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
bestimmt sind, ist unzulässig. 


